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1 Einführende Überlegungen 

Gemäß dem Schlagwort „So normal wie möglich – so speziell wie erforderlich!“ lassen 

sich die Rehabilitationsträger heute von der Zielvorstellung leiten, den Betrieb verstärkt als 

Lernort zu nutzen und dabei wohnortnahen Angeboten den Vorzug zu geben (vgl. Bundes-

ministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung 2004, 105f). Wurde dies in der Vergan-

genheit vor allem mit dem Normalisierungsprinzip begründet, das nicht zuletzt auf eine den 

Erfordernissen der Betroffenen angepasste Leistungserbringung abzielt, so treten gerade in 

den letzten Jahren verstärkt Forderungen nach Effektivität, also Wirksamkeit, sowie Effi-

zienz, also Wirtschaftlichkeit, der betreffenden Maßnahmen hinzu, um so zur Kostendämp-

fung im System der sozialen Sicherheit beizutragen.  

 

1.1 Handlungsleitende Prinzipien bei der Rehabilitation behinderter 
 Menschen 

Die soziale Integration behinderter und von Behinderung bedrohter Menschen wird in 

Deutschland – wie in vielen anderen Ländern - als umfassendes, allgemein akzeptiertes Ziel 

der Rehabilitation in dem Sinne angesehen, diesen Personen Selbstbestimmung und gleich-

berechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu ermöglichen. Demnach haben nach 

§ 10 SGB I (vgl. auch § 1, 2 und 4 SGB IX; siehe dazu: Haines 2005: 44ff) 

 „Menschen, die körperlich, geistig oder seelisch behindert sind oder denen eine solche 
Behinderung droht, (...) unabhängig von der Ursache der Behinderung zur Förderung ihrer 
Selbstbestimmung und gleichberechtigten Teilhabe ein Recht auf Hilfe, die notwendig ist, 
um 
1. die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, ihre Verschlimmerung zu 

verhüten oder ihre Folgen zu mildern, 
2. Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit (…) zu vermeiden, zu überwinden, zu mindern 

oder eine Verschlimmerung zu verhüten sowie den vorzeitigen Bezug von Sozialleis-
tungen zu vermeiden oder laufende Sozialleistungen zu mindern,  

3. ihnen einen ihren Neigungen und Fähigkeiten entsprechenden Platz im Arbeitsleben zu 
sichern, 

4. ihre Entwicklung zu fördern und ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft und eine 
möglichst selbständige und selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen und zu er-
leichtern sowie  

5. Benachteiligungen auf Grund der Behinderung entgegenzuwirken.“ 

Dazu sind nicht nur rehabilitationsprozess-orientierte Grundsätze wie Nahtlosigkeit, Zü-

gigkeit und Einheitlichkeit der Erbringung von Teilhabeleistungen (siehe Bundesarbeitsge-
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meinschaft für Rehabilitation 2004, Haines 2005: 49ff) zu beachten. Vielmehr geht es hier 

auch um die Umsetzung der Forderungen  

 nach Individualisierung, d.h. der Ausrichtung der Leistungen auf die konkrete Bedarfs-

situation im Einzelfall, und 

 nach Normalisierung, d.h. der Anwendung von Mitteln die der kulturellen Norm mög-

lichst gemäß sind, mit der Absicht, persönliche Verhaltensweisen und Merkmale zu 

entwickeln bzw. zu erhalten, die den kulturellen Normen so weit wie möglich entspre-

chen (vgl. Bank-Mikkelsen 1975, 678; Thimm 1984, 26ff; Schiller 1987, 34; Bundesar-

beitsgemeinschaft für Rehabilitation 1994, 27f).  

Das Normalisierungsprinzip als multiples Konzept umfasst die physische, funktionale, so-

ziale, personale, gesellschaftliche und organisatorisch-administrative Integration behinderter 

Menschen. Es fordert, daß auch behinderte Menschen das Recht haben, an Facetten der 

normalen Lebensmuster und Lebensbedingungen teilzunehmen wie  

 normale Tages-, Wochen- und Jahresrhythmen, 

 normale Erfahrungen im Ablauf des Lebenszyklus, 

 Trennung der Bereiche von Arbeit, Freizeit und Wohnen, 

 Respektierung individueller Bedürfnisse und des Rechts auf Selbstbestimmung, 

 normale sexuelle Lebensmuster, 

 normale ökonomische Lebensmuster und Rechte im gesellschaftlichen Kontext, 

 normale Umweltmuster und –standards (bezogen auf Größe, Lage, Ausstattung von 

Wohnung, Bildungseinrichtungen, Arbeitsplätzen, Verkehrsmitteln) innerhalb der Ge-

sellschaft (vgl. Nirje 1994, 17-26; Wolfensberger 1980, 16ff). 

Erkennbar wird, daß viele der genannten Aspekte insbesondere dort relevant sind, wo 

Teilhabeleistungen unter institutionellen, etwa mit Internatsunterbringung verbundenen 

Rahmenbedingungen erbracht werden und wo sich die betreffenden Forderungen häufig 

(vermeintlich) nicht im von den Betroffenen gewünschten Maße erfüllen lassen. Dies betrifft 

aber auch die Forderung nach möglichst wenig einschränkenden, integrativen Erziehungs- 

und Bildungsbedingungen, wird doch davon ausgegangen, daß sich so Stigmatisierungen, 

Inkompetenzen und Abhängigkeiten verringern oder sogar beheben lassen, anstatt diese 

unter Sonderbedingungen zu verfestigen.  
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1.2 Umsetzung des Normalisierungsprinzips durch abgestufte 
 Rehabilitationskonzepte 

Das bundesdeutsche Sozialversicherungssystem sieht sowohl im Bereich der medizini-

schen Rehabilitation als auch der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben ein gestuftes 

Angebot von ambulanten, halbstationären und stationären Maßnahmen vor: Demnach sollen 

den individuellen Bedürfnissen der betroffenen Patient(inn)en bzw. Rehabilitand(inn)en ent-

sprechend ambulante vor semistationären und teilstationäre vor stationären Leistungen an-

geboten und in Anspruch genommen werden. Begründet wird dieses gestufte Leistungsan-

gebot mit unterschiedlichen Argumenten (siehe dazu: Faßmann et al. 2004: 32ff): 

Zum einen werden ökonomische Überlegungen geltend gemacht: Erfahrungsgemäß 

nehmen die Maßnahmekosten in dem Maße zu, in dem Leistungen unter intensiver Nutzung 

von Einrichtungen und Kompetenzen der dort tätigen Fachkräfte erbracht werden müssen 

und dies ggf. sogar einen längerfristigen stationären Aufenthalt der Rehabilitand(inn)en in 

der jeweiligen Einrichtung erforderlich macht. Aus diesen Gründen sind halbstationäre Ange-

bote im Allgemeinen billiger als stationäre und ambulante Angebote preisgünstiger als semi-

stationäre. Insofern ist plausibel, daß es dem Gebot der Wirtschaftlichkeit entspricht, wenn 

jeweils nur die Leistungen gewährt werden, die ausreichend erscheinen, die Rehabilitations-

ziele zu erreichen. 

Zum anderen wird angenommen, daß die Chancen der Umsetzung von Forderungen 

nach Normalisierung und Individualisierung im Rahmen eines gestuften Systems besonders 

groß sind: Demnach werden einem so strukturierten Leistungsangebot folgende Vorteile zu-

geschrieben: 

 Flexiblere Anpassung der Maßnahmen an die Erfordernisse des Einzelfalls 

 Erhöhung der Effektivität durch sich wechselseitig ergänzende Maßnahmen 

 Erleichterung des Zugangs zu einem Teil bisher nicht erreichbarer rehabilitationsbe-

dürftiger Personen (insbes. von Frauen, Suchtkranken, Menschen mit Migrationshin-

tergrund) 

 Leichtere Verwirklichung der Forderung nach wohnortnaher Rehabilitation  

Man geht davon aus, daß sich stationäre Aufenthalte durch halbstationäre und ambulante 

Angebote möglicherweise verkürzen, die Übergänge flexibler gestalten und institutionelle 

Schnittstellen leichter überwinden lassen. Aufgrund von Wohnort- und Lebensnähe, die vor 

allem einen Verbleib der Rehabilitand(inn)en in gewachsenen sozialen Netzwerken (Familie, 
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Freundeskreis, Arbeitswelt) gestatten, werden positive Auswirkungen auf Inanspruchnahme, 

Teilnehmer(innen)verhalten (Motivation, Durchhalten, Compliance), Maßnahmeerfolg sowie 

Maßnahmekosten erwartet. Zudem wird angenommen, daß sich dabei Ressourcen der pri-

mären (Familie, Freunde usw.), aber auch sekundären sozialen Netzwerke (z.B. ambulante 

Hilfsdienste, Integrationsfachdienste u.a.m.) zur Eingliederungsförderung nutzen lassen. 

Allerdings wird auch zu bedenken gegeben, daß nach den bisherigen Erkenntnissen mit 

ambulanten Versorgungsformen keineswegs immer Kostenvorteile verbunden sind. So kann 

stationären Rehabilitationsleistungen gerade unter Wirtschaftlichkeitsaspekten durchaus der 

Vorzug gegenüber anderen Leistungsformen gegeben werden, z.B. wenn ambulante Leis-

tungen weniger Erfolg versprechend sind oder ambulante Einrichtungen aufgrund ihrer ge-

ringen Größe bestimmte Maßnahmen nicht im gewünschten Umfang und in der erforderli-

chen Qualität durchführen können.  

Prinzipiell geht es im Rahmen eines gestuften Rehabilitationssystems nicht um das „Ent-

weder-Oder“, sondern um das „Sowohl-als-auch“, d.h. um eine aufeinander aufbauende, 

integrierende Versorgung mit Teilhabeleistungen unter Einschaltung der gesetzlich definier-

ten Leistungs- und Kostenträger und Leistungserbringer, wobei Wert gelegt wird auf eine 

Verzahnung der unterschiedlichen Versorgungsformen (z.B. zur Vermeidung von Diskontinu-

itäten, paralleler Vorhaltung von Kapazitäten oder Mehrfachdiagnostik). Bedeutsam ist auch 

die Durchlässigkeit des Systems: Es muß möglich sein, bei Bedarf problemlos eine Stufe 

(nach oben oder unten) wechseln zu können. Demnach steht weniger die abstrakte Betrach-

tung von Kostenargumenten im Mittelpunkt der Überlegungen als der Aspekt der Erweite-

rung des rehabilitativen Versorgungsangebotes entsprechend den Erfordernissen und Inte-

ressen der Adressat(inn)en im Einzelfall.  

 

1.3 Abgestufte Teilhabeleistungen im Rahmen der Berufsförderung durch 
die Arbeitsverwaltung 

Auch wenn beklagt wird, daß sich die Bundesagentur für Arbeit im Zuge ihrer Umstruktu-

rierung in jüngerer Zeit inhaltlich weitgehend aus der ihr aufgegebenen strukturellen Mitver-

antwortung bei der beruflichen Rehabilitation zu lasten von Bedarfsgerechtigkeit und Teilha-

bechancen für behinderte Menschen zurückgezogen habe (vgl. Arbeitsausschuss 2004, 

395), ist das in SGB III normierte Arbeitsförderungsrecht nach wie vor gültig. Dieses sieht die 

Erbringung von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben vor, die sich in Art und Umfang 

nach dem individuellen Förderbedarf richten müssen. Hintergrund sind nicht nur ökonomi-

sche Erwägungen; vielmehr wird auch hier dem Normalisierungsprinzip grundlegende Be-
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deutung zugeschrieben (vgl. Schäfer 1999: 329). Demnach ist jeweils die für den Einzelfall 

am besten geeignete Leistung oder Leistungskombination zu wählen (vgl. § 97 Abs.1, § 7 

Abs. 1, § 9 Abs. 3 SGB III) unter Berücksichtigung  

 der Erfordernis der Maßnahmen wegen Art und Schwere der Behinderung,  

 des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, 

 der Erfolgsaussichten einer Eingliederung sowie 

 einer vorrangig ortsnahen Leistungserbringung. 

Nach den Grundsätzen des § 98 SGB III sowie § 101 SGB III kommen für behinderte 

Menschen zunächst allgemeine Leistungen in Betracht. Dabei handelt es sich regelmäßig 

um Ermessensleistungen, die nur zu gewähren sind, soweit dafür Haushaltsmittel vorhanden 

sind. Dazu gehören 

 Mobilitätshilfe bei Aufnahme einer Beschäftigung, 

 berufliche Aus- und Weiterbildung, auch abweichend von der Ausbildungsordnung für 

staatlich anerkannte Ausbildungsberufe oder in Sonderformen für behinderte Men-

schen, 

 ausbildungsbegleitende Hilfen (abH),  

 Übergangshilfen, 

 Berufsausbildungsbeihilfe (BAB), 

 Verlängerung der Ausbildung, 

 Wiederholung der Ausbildung ganz oder in Teilen, 

 erneute berufliche Ausbildung. 

Darüber hinaus sind nach § 102 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB III besondere Leistungen zur 

Förderung der Aus- und Weiterbildung einschließlich der Berufsvorbereitung (Übergangs-

geld, Ausbildungsgeld, Übernahme von Teilnahmekosten) zu gewähren. Dies ist jedoch nur 

möglich, wenn eine Maßnahme in einer besonderen Einrichtung für behinderte Menschen 

(z.B. in einem Berufsbildungs- oder Berufsförderungswerk) oder eine sonstige auf die be-

sonderen Bedürfnisse behinderter Menschen ausgerichtete Maßnahme wegen Art und 

Schwere der Behinderung oder zur Sicherung der Teilhabe am Arbeitsleben unerlässlich ist 

und die allgemeinen Leistungen die erforderlichen Leistungen nicht oder nicht im erforderli-

chen Umfang vorsehen. Liegen diese Voraussetzungen vor, so handelt es sich hier um 

Pflichtleistungen, auf die behinderte Menschen einen Rechtsanspruch haben.  

Im Übrigen erfordert die berufliche Rehabilitation behinderter Menschen prinzipiell die Er-

schließung der gleichen Lernorte wie für Personen ohne Behinderungen. Demnach ist einer 

betrieblichen Ausbildung immer dann der Vorzug zu geben, wenn Betrieb und Berufsschule 
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bereit und in der Lage sind, die Ausbildung unter Berücksichtigung des individuellen Förder-

bedarfs durchzuführen (vgl. Bundesanstalt für Arbeit 1996, 7f; Schäfer 2001; Schier 2005: 

159).  

In diesem Zusammenhang kommt nach dem gestuften Lernortekonzept der Bundesagen-

tur für Arbeit (siehe dazu auch Tabelle 1) für (insbesondere lernbehinderte) Jugendliche im 

Rahmen der Förderung durch allgemeine Leistungen zunächst eine betriebliche Berufsaus-

bildung, wenn erforderlich mit sonderpädagogischen Hilfen, in Frage. Darüber hinaus können 

im Rahmen des Benachteiligtenprogramms nach § 241 SGB III gefördert werden: 

 Betriebliche Berufsausbildung mit ausbildungsbegleitenden Hilfen (abH) 

 Berufsausbildung in einer außerbetrieblichen Einrichtung (BaE) mit Fortsetzung nach 

einem Jahr im Betrieb, während des betrieblichen Teils der Ausbildung Unterstützung 

durch abH, 

 gesamte Berufsausbildung in außerbetrieblicher Einrichtung (BaE), wenn für das 2. 

und / oder 3. Ausbildungsjahr keine betriebliche Ausbildungsstelle zur Verfügung 

steht. 

Berufliche Ersteingliederung behinderter Menschen 

 Betrieb BaE Sonstige 
Reha-Einrichtung Berufsbildungswerk 

pe
rs

ön
lic

he
 V

or
au

ss
et

zu
ng

en
 

• Leistungs- und Bildungs-
rückstand auf Teilgebiete 
beschränkt 

• Kernfähigkeiten für zu-
künftigen Beruf vorhanden 
bzw. durch abH zu 
verbessern 

• normale Schlüsselqualifi-
kationen vorhanden, z.B. 
– Pünktlichkeit 
– Zuverlässigkeit 
– Selbständigkeit 

• normales Sozialverhalten 
vorhanden oder durch 
abH zu verbessern, z.B. 
– Gruppenfähigkeit 
– Anpassungsfähigkeit 
– Kontaktfähigkeit 

• auflösbare Lernblockie-
rung 

• schulische Defizite 
• soziale Schwierigkeiten 
• Ausbildung auch mit abH 

nicht erreichbar 
• notwendige ganzheitliche 

umfassende Hilfen (ärztli-
che und psychologische 
Fachdienste) nicht erfor-
derlich 

• besondere Förderung 
überwiegend nur zu Be-
ginn / im ersten Ausbil-
dungsjahr erforderlich 

• begleitende sozialpäda-
gogische Unterstützung 
erforderlich 

• Lernbehinderte mit spe-
ziellen Ausfällen im Lern- 
und Leistungsverhalten 

• ambulantes Angebot an 
Fachdiensten (Psycholo-
ge, Sozialpädagoge) 

• Internatsunterbringung 
nicht notwendig zur Siche-
rung des Rehabilitations-
erfolges 

• Betreuung während der 
Ausbildung in sonstigen 
Reha-Einrichtungen aus-
reichend 

• normales soziales Umfeld

• wegen Art und Schwere 
der Behinderung umfas-
sende und kontinuierliche 
Betreuung durch Fach-
dienste (Ärzte, Psycholo-
gen, Sonderpädagogen, 
Sozialpädagogen) not-
wendig 

• schwer auflösbare Lern-
blockierungen 

• notwendige umfassende 
Betreuung, auch im Inter-
natsbereich 

• ungünstiges soziales 
Umfeld 

• sozialpädagogische Un-
terstützung auch außer-
halb der Ausbildung not-
wendig 

• gesteigerte Intensität an 
reha-spezifischen Hilfen 

Sä
ch

lic
he

 
Vo

ra
us

se
tz

un
ge

n • Sonderberufsschulange-
bot bzw. sonderpädagogi-
sche Förderung in der 
Regel-Berufsschule 

• abH vor Ort 
• behindertengerechte 

Ausbildungsplatzausstat-
tung 

• mindestens 6 Monate 
berufsvorbereitende Bil-
dungsmaßnahme 

• Sonderberufsschulange-
bot bzw. in der Regel-
Berufsschule 

• Ausbildung nach § 25 
BBiG / HwO; Durchlässig-
keit zu 48er-Ausbildung 

 

Tabelle 1: Charakterisierung der Lernorte nach dem Lernortekonzept der Bundesagentur für 
Arbeit (Bundesanstalt für Arbeit 1997, Anlage 3) 
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Dabei sollen nach Möglichkeit wohnortnahe Ausbildungsangebote genutzt werden, wenn 

zu erwarten ist, daß hier die im Einzelfall erforderliche Betreuung sichergestellt ist. Für Men-

schen, die wegen Art und Schwere ihrer Behinderung besonderer Hilfe bedürfen, die über 

die Angebote des Benachteiligtenprogramms hinausgehen, standen in der Vergangenheit im 

allgemeinen vorwiegend Fördermöglichkeiten in Berufsbildungseinrichtungen außerhalb der 

schulischen und betrieblichen Berufsbildung zur Verfügung wie 

 Berufsausbildung in einer sonstigen Reha-Einrichtung (wohnortnah / ohne Internat), 

 Berufsausbildung in einem Berufsbildungswerk (BBW) mit oder ohne Internatsunter-

bringung (bzw. andere Wohnformen). 

Vor dem Hintergrund der Forderung, die betriebliche Ausbildung zu stärken (vgl. Bun-

desministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung 2004, 110ff), sind nicht nur die her-

kömmlichen Rehabilitationseinrichtungen dazu übergegangen, wesentliche Teile der Ausbil-

dungsgänge betrieblich bzw. in enger Kooperation mit Betrieben durchzuführen. Vielmehr 

wurde auch das Lernortekonzept der Bundesagentur für Arbeit um eine neue Leistung er-

gänzt, um die Lücke zwischen dem Benachteiligtenprogramm und den besonderen Leistun-

gen zur Teilhabe am Arbeitsleben zu schließen. Dabei handelt es sich um die „Betriebliche 

Ausbildung und reha-spezifische Förderung durch einen Bildungsträger“, die sich an behin-

derte Menschen richtet, die nicht auf überbetriebliche Einrichtungen angewiesen sind, für die 

die allgemeinen Teilhabeleistungen jedoch nicht ausreichen.  

2005

Übersicht über das Lernortekonzept der Bundesagentur für Arbeit 

Betriebliche
Ausbildung
§ 25 BBiG

Betriebliche
Ausbildung
§ 25 BBiG

Förderung als allgemeine Leistung
Vorrang der Kannleistung (§ 100f SGB III)
(für behinderte und nichtbehinderte Menschen)

Förderung als allgemeine Leistung
Vorrang der Kannleistung (§ 100f SGB III)
(für behinderte und nichtbehinderte Menschen)

BBW 
(Berufs-
bildungs-
werke)

§ 25 BBiG
§ 48b BBiG/
§ 42d HwO

BBW 
(Berufs-
bildungs-
werke)

§ 25 BBiG
§ 48b BBiG/
§ 42d HwO

Betriebliche
Ausbildung

und wohnortnahe
reha-spezifische

Förderung
§ 25 BBiG

§ 48b BBiG/
§ 42d HwO

Betriebliche
Ausbildung

und wohnortnahe
reha-spezifische

Förderung
§ 25 BBiG

§ 48b BBiG/
§ 42d HwO

BüE
(Berufs-

ausbildung in
außer-

betrieblichen
Einrichtungen)

§ 25 BBiG
(§ 48b BBiG/
§ 42d HwO
Ausnahme)

BüE
(Berufs-

ausbildung in
außer-

betrieblichen
Einrichtungen)

§ 25 BBiG
(§ 48b BBiG/
§ 42d HwO
Ausnahme)

SRE 
(Sonstige
Reha-Ein-
richtungen)
§ 25 BBiG

§ 48b BBiG/
§ 42d HwO

SRE 
(Sonstige
Reha-Ein-
richtungen)
§ 25 BBiG

§ 48b BBiG/
§ 42d HwO

Betriebliche
Ausbildung

mit abH
§ 25 BBiG

(§ 48b BBiG/
§ 42d HwO
Ausnahme)

Betriebliche
Ausbildung

mit abH
§ 25 BBiG

(§ 48b BBiG/
§ 42d HwO
Ausnahme)

Benachteiligtenprogramm  § 241 SGB IIIBenachteiligtenprogramm  § 241 SGB III

Förderung als besondere Leistung
Pflichtleistung (§ 102f SGB III)

(wegen Art oder Schwere der Behinderung unerläßlich)

Förderung als besondere Leistung
Pflichtleistung (§ 102f SGB III)

(wegen Art oder Schwere der Behinderung unerläßlich)

 
 Abbildung 1 



 
 
 
 

 

Seite 10 2/2005

Abbildung 1 gibt einen Überblick über das so ergänzte Lernortekonzept. Anzumerken ist, 

daß die Förderleistungen im Rahmen des Benachteiligtenprogramms sowie der Pflichtleis-

tungen unabhängig davon gewährt werden können, ob die Auszubildenden einen Vollberuf 

nach §§ 25 Berufsbildungsgesetz (BBiG) bzw. Handwerksordnung (HwO) oder einen Behin-

derten-Ausbildungsberuf nach § 48b BBiG / § 42d HwO anstreben. 

Auch wenn dieses Lernortekonzept im Grundsatz auch nach Umstrukturierung der Bun-

desagentur für Arbeit gültig ist, lässt sich die Arbeitsverwaltung künftig verstärkt von der Vor-

stellung leiten, daß unter Berücksichtigung der Leistungsgrenzen der Adressat(inn)en auch 

sinnvolle Alternativen zur Ausbildung zu nutzen seien (vgl. Bundesministerium für Gesund-

heit und Soziale Sicherung 2004, 105f). Dies gilt gleichermaßen für Jugendliche wie für Er-

wachsene, die nunmehr verstärkt im bisherigen Beruf und nach Möglichkeit innerbetrieblich 

qualifiziert anstatt umgeschult werden sollen, wobei eine Modularisierung der Maßnahmen 

propagiert wird. Unklar ist zumindest bisher, was unter solchen Alternativen zu verstehen ist. 

Insofern wird abzuwarten sein, wie sich diese Neuerungen langfristig in der Praxis auswir-

ken, wurde doch bisher immer wieder vorgetragen, daß eine abgeschlossene Berufsausbil-

dung bessere Chancen zur dauerhaften beruflichen Integration biete als an- und ungelernte 

Tätigkeiten, die erfahrungsgemäß meist direkt oder in späteren Jahren zur Arbeitslosigkeit 

führen (vgl. Faßmann 1997, 33f). 

 

2 Vorteile und Probleme der wohnortnahen betrieblichen Ausbildung 

2.1 Was bedeutet „Wohnortnähe“? 

Als besonderer Vorteil wohnortnaher Angebote wird immer wieder hervorgehoben, daß 

diese einen Verbleib im häuslichen, beruflichen und sozialen Umfeld und den bestehenden 

(primären) sozialen Netzwerken bzw. informellen Hilfesystemen außerhalb staatlicher oder 

staatlich finanzierter Institutionen, wie Familie, Nachbarschaft, Freundeskreis, und die Inan-

spruchnahme sozialer Unterstützung ermöglichen. Daher sind solche Maßnahmen insbe-

sondere für Frauen attraktiv, entfallen doch längere Wege- und Abwesenheitszeiten, lassen 

sich Haushalt und Familie leichter organisieren und soziale Kontakte außerhalb des Ausbil-

dungsprogramms aufrechterhalten (vgl. Nolteernsting / Niehaus 1999, 56). Zudem wird der 

Forderung nach Normalisierung insofern entsprochen, als Arbeits- bzw. Ausbildungs- und 

Wohnsituation getrennte Lebensbereiche bleiben (vgl. Seyd 2001, 45). 

Angenommen wird, daß sich Ressourcen – wie günstige Wohnverhältnisse, sozialer 

Rückhalt und soziale Unterstützung (social support) - aus praktischen und konzeptionellen 
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Gründen unter wohnortnahen Bedingungen im Hinblick auf die angestrebten Rehabilitations-

ziele Erfolg versprechender nutzen lassen als im Rahmen wohnortferner Maßnahmen. Dabei 

kann ggf. auch versucht werden, gestaltend auf Kontextbedingungen der Rehabilitand(inn)en 

einzuwirken, z.B. bei fehlender sozialer Unterstützung, einem Übermaß an Fremdanforde-

rungen oder anderer pathogener Einflüsse (vgl. Schmidt-Ohlemann 1998, 30f). Darüber hin-

aus bestehen bei wohnortnahen Rehabilitationsleistungen Möglichkeiten einer besseren 

Vernetzung mit anderen Angeboten des Gesundheits- und Sozialsystems (sekundäres 

Netzwerk) und vor allem einer zeitlich viel flexibleren Form der Leistungserbringung (vgl. 

Bürger / Koch 1999: S12f; siehe dazu im übrigen auch: Linden et al. 2005: 83f).  

Operationalisierungen des unbestimmten, relativen Begriffs „Wohnortnähe“ sind allerdings 

selten. Wenig hilfreich erscheinen dabei Formulierungen wie „keine weiten Wege“, „nahe“, 

„leicht erreichbar“. Nach Schmidt-Ohlemann (1990, 29) kann ein Rehabilitationsangebot 

dann als „wohnortnah“ bezeichnet werden, wenn es im Hinblick auf Rehabilitationsbedarf 

und -potential der Adressat(inn)en sowie Art und Umfang der Maßnahme in angemessener 

und zumutbarer Entfernung vorhanden ist, so daß das gesetzte Rehabilitationsziel erreicht 

werden kann und eine ausreichende Inanspruchnahme durch die bedürftige Klientel gewähr-

leistet ist. Insofern sind einheitliche Kilometer- oder Zeitangaben für alle Formen ambulanter 

Angebote an Teilhabeleistungen unzweckmäßig. Dies wird auch deutlich, wenn man den 

Bereich der Rehabilitation verlässt: So wird nach § 121 Abs. 4 SGB III eine Beschäftigung 

von Arbeitslosen erst dann als „unverhältnismäßig lang“ angesehen, wenn Pendelzeiten von 

insgesamt mehr als zweieinhalb Stunden bei einer Arbeitszeit von mehr als sechs Stunden 

und Pendelzeiten von zwei Stunden bei einer Arbeitszeit von sechs Stunden und weniger 

anfallen. Sind in einer Region unter vergleichbaren Arbeitnehmer(innen) längere Pendelzei-

ten üblich, bilden diese den Maßstab. Geht man davon aus, daß sich heute innerhalb von 

zwei Stunden weit mehr als 100 Kilometer zurücklegen lassen, erscheint allerdings fraglich, 

ob hier noch von Wohnortnähe gesprochen werden kann. Gleichwohl sollte diese eher über 

Zeit- als über Entfernungsangaben definiert werden (vgl. Niehaus / Kurth-Laatsch / Nol-

teernsting 2002, 24). 

Vor dem Hintergrund von Überlegungen zur Zumutbarkeit von Entfernungen zwischen 

dem Wohnort von behinderten Auszubildenden einerseits und den (potentiellen) rehabilitati-

onsrelevanten Akteuren innerhalb des ausbildungsbezogenen Netzwerks andererseits, dem 

Betrieb, Schule, Bildungsträger und andere erforderliche unterstützende Dienste zuzurech-

nen sind, erscheint uns eine Obergrenze von etwa 30 bis 45 Minuten angemessen. Aller-

dings sollten hier auch die unter vergleichbaren (nicht behinderten) Auszubildenden üblichen 

regionalen Pendelzeiten berücksichtigt werden, die in großen Agglomerationen (z.B. Ham-
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burg, Ruhrgebiet) anders, d.h. häufig spürbar länger sein können als in weniger verdichteten 

Räumen (vgl. Seyd 2001, 50f). 

 

2.2 Betriebliche vs. über- und außerbetriebliche Ausbildung 

Wie oben bereits dargelegt, wird in jüngerer Zeit zunehmend Wert auf eine betriebliche 

Ausbildung gelegt. Hintergrund ist, daß in den letzten Jahren weniger als ein Fünftel der 

Gruppe behinderter Menschen betrieblich ausgebildet werden konnte: So fiel die Zahl der in 

Unternehmen (einschließlich außerbetrieblicher Abschnitte) ausgebildeten Rehabili-

tand(inn)en von 22 Tsd. im Jahr 1992 auf 14,1 Tsd. im Jahr 2001. Auch nach Neugliederung 

der betreffenden Statistik war von 2002 bis 2003 ein deutlicher Rückgang der ausschließlich 

in Betrieben Ausgebildeten von knapp 9 Tsd. auf 6,8 Tsd. Personen festzustellen (vgl. Bun-

desministerium für Bildung und Forschung 1998 bis 2004). Erklärt wird diese Entwicklung 

damit (vgl. Drechsler 1998, 61), daß 

 aufgrund der demographischen Entwicklung seit einigen Jahren die Anzahl der Ab-

solvent(inn)en aus Sonderschulen ansteigt; dieser Trend wird noch bis zum Jahre 

2015 anhalten; 

 die Bildungsoffensive immer mehr junge – und auch behinderte – Menschen moti-

viert, nach der Schulentlassung einen Ausbildungsplatz zu suchen; 

 Arbeitsplätze für Ungelernte seltener angeboten werden: Hilfsarbeiter(innen) haben 

keine Chancen am Arbeitsmarkt mehr, so daß diese Entwicklung Jugendliche zur 

Aufnahme einer Berufsausbildung zwingt; 

 die Ausbildungsbereitschaft der Betriebe trotz der Förderinstrumentarien wie Zu-

schüsse und ausbildungsbegleitende Hilfen dramatisch sinkt (Begründung: fehlende 

Ausbildungsreife der Jugendlichen), so daß immer mehr Menschen mit Behinderun-

gen auf außerbetriebliche Ausbildungsplätze angewiesen sind. 

Aufgrund dieser Entwicklungen erscheint unter der begründeten Annahme, daß nicht alle 

Angehörigen des Personenkreises, der stationär (also in Berufsbildungs- und Berufsförde-

rungswerken sowie sonstigen Reha-Einrichtungen) ausgebildet wird, der ununterbrochenen, 

intensiven und dichten Betreuung einer überbetrieblichen Rehabilitationseinrichtung bedür-

fen, die Forderung plausibel, die Betriebe als beruflichen Lernort für behinderte Menschen 

zurück zu gewinnen. Dies gilt umso mehr, als außerbetrieblich Ausgebildete eher selten Ü-

bernahme- oder Vermittlungsangebote erhalten. Da diese Personen überproportional oft in 

strukturschwachen Regionen zu finden sind, in denen die Beschäftigungschancen ohnehin 

unterdurchschnittlich ausfallen, findet nur eine Minderheit Eingang in den erlernten Beruf, 
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und die Quote der Arbeitslosigkeit nach Ausbildungsabschluss ist überdurchschnittlich hoch 

(vgl. Ulrich 1995, 26). 

 

2.2.1 Vorteile der betrieblichen Ausbildung 

Von einer dualen Ausbildung behinderter Menschen im Betrieb und in der Regelberufs-

schule verspricht man sich zunächst, daß dabei den handlungsleitenden Prinzipien „Normali-

sierung“ und „Individualisierung“ besser als in Sondereinrichtungen entsprochen werden 

kann. Damit sollen die Forderung nach möglichst humanen, wenig einschränkenden, integra-

tiven Erziehungs- und Bildungsbedingungen erfüllt sowie Stigmatisierungen und Inkompe-

tenzen verringert oder sogar behoben werden, anstatt diese unter Sonderbedingungen, z.B. 

in der Sonderberufsschule, zu verfestigen (siehe dazu Faßmann et al. 2004, 67ff). 

Darüber hinaus ist die Stärke einer betrieblichen Ausbildung außerhalb von Berufsbil-

dungseinrichtungen darin zu sehen, daß den Auszubildenden bei ihrer Berufswahl die ge-

samte, ihren Fähigkeiten entsprechende und wohnortnah verfügbare Palette an Ausbil-

dungsberufen zur Verfügung steht. Demgegenüber werden in außerbetrieblichen Einrichtun-

gen bestimmte Berufe überhaupt nicht oder in nicht ausreichender Zahl angeboten. Damit 

trägt eine betriebliche Berufsausbildung in besonderem Maße dem in § 1 SGB IV formulier-

ten Recht auf Selbstbestimmung Rechnung. Zudem hat sich gezeigt, daß gerade die auf 

individuelle Neigungen und Fähigkeiten zugeschnittenen Ausbildungsgänge weit überpropor-

tional erfolgreich absolviert wurden (vgl. Faßmann et al. 2004, 233f).  

Konstatiert werden auch didaktische Vorteile einer „authentischen“ betrieblichen Ausbil-

dung mit Kundenkontakt und ernsthaften Aufträgen gegenüber den oft als „künstlich“ einge-

schätzten Ausbildungsplätzen in Rehabilitationseinrichtungen. Zudem können bestimmte 

Arbeitstugenden und Alltagskompetenzen (z.B. Umgang mit Kunden, Routine, Praxistricks) 

nur in der Realität eines Betriebes erlernt werden (vgl. Horstkotte-Pausch / Stahmer 2000, 

42). 

Untersuchungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur 

für Arbeit (IAB) ergaben, daß Rehabilitand(inn)en mit betrieblicher Ausbildung signifikant 

häufiger eine Dauerarbeitsstelle, eine ausbildungsadäquate Berufstätigkeit, Möglichkeiten 

zur Nutzung des Gelernten und ein höheres Nettoeinkommen hatten als Absolvent(inn)en 

von Berufsbildungswerken (vgl. Plath / König / Jungkunst 1996, 264). Es wird angenommen, 

daß Arbeitgeber, die behinderte Menschen und ihre Leistungsfähigkeit aus eigener An-

schauung einschätzen können, eher bereit sind, diese nach erfolgreicher Ausbildung in den 
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Betrieb zu integrieren (vgl. Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung 2004, 

111) und daß somit die Teilhabequote nach Abschluß der Ausbildung steigt. 

Schließlich werden vor allem ökonomische Gründe zugunsten einer betrieblichen Ausbil-

dung vorgetragen: Demnach ist diese nicht nur mit geringerem Kosteneinsatz als jene in 

relativ teuren außerbetrieblichen Einrichtungen verbunden. Vielmehr machen niedrigere Kos-

ten und höhere Eingliederungsquoten die Rehabilitation insgesamt wirtschaftlicher. Vermutet 

wird zudem, daß eine Verlagerung der Rehabilitand(inn)enströme weg von speziellen Ein-

richtungen hin zu den Betrieben Kapazitäten frei räumt, die für eine bis mindestens zum Jah-

re 2008 noch wachsende Population dringend benötigt werden (vgl. Seyd 2004, 1ff). 

 

2.2.2 Probleme bei der betrieblichen Ausbildung behinderter Menschen 

Auch wenn eine vorzugsweise betriebliche Ausbildung aus den genannten Gründen wün-

schenswert erscheint, ist eine Umsetzung in der Praxis mit einigen wesentlichen Schwierig-

keiten verbunden, die im Folgenden kurz erörtert werden sollen. 

 

2.2.2.1 Adressat(inn)en und ihre Auswahl 

Das gestufte Lernortekonzept macht nur Sinn, wenn sichergestellt werden kann, daß die 

betreffenden Rehabilitand(inn)en den vorgesehenen Ausbildungsvarianten passgerecht zu-

geordnet werden. Dies setzt nicht nur ein sorgfältiges Assessment / Profiling der Betroffenen, 

sondern auch eine dem jeweiligen Bedarf entsprechende Förderplanung voraus. Grundle-

gend dafür können angemessene Maßnahmen zur Berufsorientierung und –vorbereitung in 

der Schule sein, wie sie in besserer Weise als bisher künftig verstärkt verwirklicht werden 

sollen (vgl. Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung 2004, 103ff). 

Im Bereich von Arbeitsverwaltung und Bildungsträgern haben in dieser Hinsicht gerade in 

den letzten Jahren wesentliche qualitative Verbesserungen stattgefunden und werden wei-

terhin angestrebt. Gleichwohl stellt Expert(inn)en zufolge die förderrechtlich begründete, aber 

inhaltlich problematische Trennung von Benachteiligtenförderung (Kann-Leistungen für lern-

beeinträchtigte und sozial benachteiligte Auszubildende gemäß § 242 SGB III) und Teilhabe-

leistungen für behinderte Menschen (Kann- und Pflichtleistungen gemäß §§ 100ff SGB III) 

immer noch ein wesentliches Hindernis für eine optimale Allokation dar. So orientiert sich die 

Förderplanung in der Praxis auf Grundlage der jeweils geltenden Anspruchsgrundlagen häu-

fig weniger am tatsächlichen individuellen Bedarf der Betroffenen als daran, was wem auf-
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grund geltender Rechtslage und aktueller Haushaltsrestriktionen gewährt werden kann. Ge-

rade an den Nahtstellen zwischen der Berufsförderung benachteiligter und behinderter Ju-

gendlicher (die im Einzelfall schon sehr schwer unterscheidbar sind) ist daher eine klare Dif-

ferenzierung der Leistungsadressat(inn)en oftmals kaum möglich. Ob eine Person also unter 

Nutzung besonderer Teilhabeleistungen betrieblich ausgebildet werden kann oder lediglich 

Leistungen für Benachteiligte erhält, die u.U. weniger geeignet sind, eine Ausbildung in ei-

nem Unternehmen sicherzustellen, bemisst sich daher häufig eher an zweckrationalen Über-

legungen der Leistungsträger, denn an den Interessen der Adressat(inn)en. Allerdings ist ein 

Nachweis dieser Handlungspraxis kaum möglich, da die Mitarbeiter(innen) der Leistungsträ-

ger bestrebt sind, Entscheidungsprozesse möglichst „prüfsicher“ zu dokumentieren (siehe 

dazu: Faßmann et al. 2004, 328f). Es ist zu befürchten, daß daran auch Profiling und Fall-

management, wie sie künftig im Bereich der Bundesagentur für Arbeit verstärkt praktiziert 

werden sollen (vgl. Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung 2004, 102f), 

wenig an dieser Praxis ändern werden. 

 

2.2.2.2 Duales Ausbildungssystem 

Das Duale Ausbildungssystem sieht vor, wesentliche (insbesondere theoretische) Anteile 

einer Ausbildung in der Berufsschule zu vermitteln (siehe dazu: Schier 2005: 150f). Neben 

dem Normalisierungsaspekt sind Kostenüberlegungen wichtige Argumente zur Unterstüt-

zung der Forderung, die Rehabilitand(inn)en sollten während einer Betrieblichen Ausbildung 

die Regelberufsschule besuchen. Allerdings zeigte sich in der Praxis, daß gerade dies einer 

erheblichen Hürde auf dem Weg zum Ausbildungserfolg gleichkommt: Zwar existieren mitt-

lerweile recht zahlreiche Empfehlungen der Kultusministerkonferenz (KMK) zur sonderpäda-

gogischen Förderung im berufsbildenden Bereich. Allerdings mangelt es weiterhin an einer 

Umsetzung dieser Vereinbarungen. Insofern sind die Berufsschulen (ebenso wie die meisten 

allgemeinbildenden Schulen) noch immer nicht im Stande, lernbehinderten Auszubildenden 

durch Förderunterricht, innere Differenzierung oder angepasste Curricula gerecht zu werden 

(vgl. Faßmann et al. 2004, 71ff; Ziegler 2005: 354f). Deshalb sollte auf Länderebene mit 

mehr Entschiedenheit darauf gedrungen werden, die dafür erforderlichen personellen, säch-

lichen und räumlichen Ressourcen zur Verfügung zu stellen. Dazu gehört auch, Berufsschul-

lehrer(innen) im Hinblick auf sonderpädagogische Inhalte fortzubilden und ihnen entspre-

chend ausgebildete Fachkräfte zur Seite zu stellen. 
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2.2.2.3 Akquisition von Ausbildungsbetrieben 

Wohnortnahe, betriebliche Ausbildung steht und fällt mit der Möglichkeit, tatsächlich einen 

entsprechenden Ausbildungsplatz zu finden. Stellt dies aufgrund der schlechten Arbeits-

marktlage heute bereits nichtbehinderte junge Menschen vor große Probleme, ist es für Re-

habilitand(inn)en noch schwerer, hier erfolgreich zu sein. 

Gleichwohl konnte festgestellt werden, daß Unternehmen durchaus bereit sind, sich an 

der Ausbildung behinderter Personen zu beteiligen, allerdings zumeist nur dann, wenn ein 

Ausbildungszuschuss nach § 236 SGB III gewährt wird. Die Bereitschaft, sich auf ein solches 

Ausbildungsverhältnis einzulassen, steigt entscheidend, wenn glaubhaft zugesichert werden 

kann, daß die Auszubildenden kontinuierlich durch Bildungsträger gefördert werden und den 

Betrieben beim Auftreten von Problemen Ansprechpartner zur fachkundigen Unterstützung 

zur Verfügung stehen. 

 

3 Wohnortnahe betriebliche Ausbildung behinderter Menschen in der 
 Praxis 

Nachdem Wohnortnähe in den letzten Jahren als erstrebenswertes Kennzeichen von 

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben propagiert wird, haben sich die Bildungsträger zu-

nehmend auf diese Forderungen eingestellt und bieten entsprechende Maßnahmen an. 

 

3.1 Ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) 

Zur Unterstützung einer betrieblichen Ausbildung können nach §§ 241ff SGB III Maßnah-

men, die über betriebs- und ausbildungsübliche Inhalte hinausgehen, in Form ausbildungs-

begleitender Hilfen (abH) von der zuständigen Arbeitsagentur als allgemeine Leistungen 

finanziert werden. Gefördert werden Personen, die eine Ausbildung im Betrieb nur mit sol-

chen Hilfen bewältigen können, für die aber eine besondere Leistung in Form einer intensive-

ren Betreuung in einer Rehabilitationseinrichtung nicht erforderlich ist, sowie solche, deren 

betriebliche Ausbildung gemessen an den bisherigen Erkenntnissen über den Ausbildungs-

verlauf oder aufgrund sozialer Schwierigkeiten ohne abH zu scheitern droht. Das Spektrum 

der Angebote umfasst (vgl. Bundesanstalt für Arbeit 2001, 301f) 
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 Stützunterricht in Fachtheorie, Fachpraxis und allgemeinbildenden Fächern (z. B. 

Deutsch, Mathematik, Sozialkunde), 

 Aufarbeitung der Berufsschulinhalte,  

 gezielte Lernberatung, individuelle Gesprächsangebote,  

 Sprachförderung ausländischer Jugendlicher und junger Aussiedler,  

 Einzelfallhilfe und Gruppenberatung, Training zum Verhalten bei Prüfungen, bei Kon-

flikten im Betrieb und bei der Bewerbung um einen Arbeitsplatz, 

 Unterstützung im Umgang mit Behörden, Herstellung von Kontakten zu Beratungs-

stellen, 

 Hilfen bei der Freizeitgestaltung.  

Der Unterricht soll bei einer Dauer von mindestens drei und maximal acht Stunden wö-

chentlich nach motivierenden, handlungsorientierten Methoden in kleinen Gruppen durchge-

führt werden. Er findet meist außerhalb der Arbeitszeit bei einem abH-Träger statt, kann un-

ter bestimmten Voraussetzungen jedoch auch im Ausbildungsbetrieb angeboten werden. Im 

Idealfall werden die Auszubildenden vom Ausbildungsbetrieb für den abH-Besuch zumindest 

teilweise von der Arbeitszeit freigestellt. Lehrkräfte und Sozialpädagogen sollen eng zusam-

menarbeiten, unter Einbeziehung der Auszubildenden individuelle Förderpläne erstellen, 

gemeinsam Probleme und Lernerfolge besprechen und Kontakt mit Ausbildungsbetrieben, 

Berufsschule, Beratungsstellen und Eltern halten.  

AbH werden auf Antrag eines Bildungsträgers oder eines Ausbildungsbetriebes von der 

Arbeitsagentur gewährt. Die Förderung kann bereits zu Beginn und auch für die gesamte 

Zeit der Ausbildung in Anspruch genommen werden (bewilligt in der Regel für ein Jahr). 

Wenn neben sozialen Problemen und Schwierigkeiten mit der Fachtheorie verstärkt auch 

Probleme in der Fachpraxis auftreten, können die ausbildungsbegleitenden Hilfen ergänzt 

werden durch fachpraktisch orientierte außerbetriebliche Ausbildungsphasen (maximal 3 

Monate je Ausbildungsjahr). 

Obwohl für abH sehr anspruchsvolle Konzepte entwickelt wurden (siehe dazu Lippegaus / 

Eckhardt 2002, 84ff), wird der intendierte integrierte sozialpädagogische Ansatz in der Praxis 

meist nicht realisiert (vgl. ebd. 94ff): Die Maßnahmen werden in der Regel nicht kontinuierlich 

in Anspruch genommen, obwohl dies grundsätzlich möglich ist (vgl. Bundesanstalt für Arbeit 

2001, 302f). Sie reduzieren sich daher im Wesentlichen auf Nachhilfeunterricht. Für viele 

Teilnehmer(innen) werden sie zu spät in die Wege geleitet, also erst, wenn Lerndefizite ekla-

tant geworden sind, Prüfungen unmittelbar bevorstehen oder ein Ausbildungsabbruch droht. 

Auch kommt es nur selten zu der geforderten Kooperation mit Berufsschulen und Betrieben. 

Die Theorie-Praxis-Verzahnung krankt am geringen Stellenwert der Fachpraxis. Fachleute 
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beklagen schließlich den eher zufälligen Zugang von Förderbedürftigen zur unüberschauba-

ren Zahl von abH-Anbietern, die keiner effektiven Qualitätskontrolle unterliegen. 

 

3.2 Betriebliche Berufsausbildung und reha-spezifische Förderung durch 
einen Bildungsträger 

Nachdem das Lernortekonzept der Bundesagentur für Arbeit im Jahre 1998 um die „Be-

triebliche Berufsausbildung und reha-spezifische Förderung durch einen Bildungsträger“ als 

besondere Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben ergänzt worden war, fanden sich bundes-

weit verschiedene Arbeitsagenturen und Anbieter bereit (im Jahre 2002 waren es etwa 30 

Bildungsträger mit rund 500 Plätzen), diese Form der Berufsförderung umzusetzen. Auch 

wenn diese neuartigen Maßnahmen im Rahmen von wissenschaftlich begleiteten Modellver-

suchen erfolgreich erprobt wurden, die allerdings ausschließlich bestimmte Zielgruppen (Mo-

dellprojekt REGINE für lernbehinderte (siehe dazu Faßmann et al. 2004) und Modellprojekt 

MobiliS für sehbehinderte Jugendliche (siehe dazu Denninghaus 2000)) einbezogen, richtet 

sich die Teilhabeleistung grundsätzlich an alle Jugendlichen mit Behinderungen (siehe dazu 

z.B.: Rullof, 1998; Merseburger / Kretschmer 2001; Piotter / Kraus 2003). Nachdem die Mo-

dellprojekte abgeschlossen sind, werden die Maßnahmen in der Zwischenzeit – allerdings 

keineswegs flächendeckend, da nicht von allen Arbeitsagenturen unterstützt - auch unter 

anderen Bezeichnungen (z.B. Unterstützte betriebliche Ausbildung (UbA), Reha-abH plus; 

Rehabilitation durch betriebliche Ausbildung) angeboten. 

Entscheidendes Kennzeichen der Maßnahme ist, daß zwischen den ausbildenden Betrie-

ben und den Jugendlichen (und nicht – wie etwa in Berufsbildungswerken - zwischen den 

Jugendlichen und den Bildungsträgern) ein Ausbildungsvertrag geschlossen und so der Be-

trieb in die unmittelbare Ausbildungsverantwortung einbezogen wird. Die Bildungsträger 

erbringen bei der Maßnahmendurchführung organisatorische, beratende, unterstützende und 

koordinierende Leistungen wie  

 Information und Abstimmung mit den Förder- / Sonderschulen, deren Trägern und 

Aufsichtsbehörden, 

 Information und Abstimmung mit den zuständigen Arbeitsämtern, 

 Akquise von geeigneten Ausbildungsbetrieben, 

 Unterstützung der Adressat(inn)en bei der Suche von Ausbildungsplätzen  

 Bewerber(innen)training, 

 Heranführen an die Anforderungen der Berufsausbildung, 
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 Erarbeitung betrieblicher Ausbildungspläne, 

 Erstellung von individuellen Förderplänen für die Maßnahme-Teilnehmer(innen), 

 laufende Fortschreibung der individuellen Förderpläne, einzelfallbezogene sozialpä-

dagogische Betreuung der Rehabilitand(inn)en, 

 Betreuung und Beratung der Betriebe einschließlich der notwendigen Qualifizierung 

von Ausbilder(inne)n, 

 Vermittlung von im Einzelfall erforderlichen medizinischen und psychologischen 

Dienstleistungen, 

 Zusammenarbeit und reha-spezifische Fortbildung der Berufsschul-Lehrkräfte, 

 fachspezifischer oder übergreifender Stütz- und Förderunterricht in Zusammenarbeit 

mit der Berufsschule, 

 fachliche und individuelle Unterstützung bei der Prüfungsvorbereitung einschließlich 

Unterstützung der Betriebe bei der Beantragung von Prüfungserleichterungen, 

 Übergangshilfen nach Abschluß der Ausbildung und Integration in den allgemeinen 

Arbeitsmarkt, 

 enge Zusammenarbeit mit und systematische regionale Vernetzung von allen ein-

schlägigen örtlichen Dienststellen und Organisationen (z.B. Gesundheits-, Jugend-, 

Sozialämter, Behinderten- und Selbsthilfeorganisationen, Anbieter von Kultur- und 

Freizeitangeboten), 

 Abstimmung eines gemeinsamen Konzepts zur Diagnostik, Berufswahl und Lernorte-

bestimmung mit dem Arbeitsamt in Zusammenarbeit mit der Förder- / Sonderschule. 

Demnach beinhaltet die "Betriebliche Berufsausbildung und reha-spezifische Förderung 

durch einen Bildungsträger" in der Praxis weit mehr als „Ausbildungsbegleitenden Hilfen 

(abH)“. 

Im Rahmen der Teilhabeleistung suchen die Auszubildenden – so weit praktikabel und 

zumutbar - die in der Nähe von Wohnung, Arbeitsplatz oder Berufsschule gelegenen Räum-

lichkeiten des jeweiligen Bildungsträgers auf, um dort gefördert zu werden, oder sie erfahren 

zu Hause, im Betrieb oder in der Berufsschule eine zugehende Förderung durch das Einrich-

tungspersonal. 

„Wohnortnähe“ bedeutet hier jedoch nicht, daß die Bildungsträger alle erforderlichen Re-

habilitationsleistungen vor Ort selbst erbringen müssen. Vielmehr kann ihre Funktion auch 

darin bestehen, Förderbedarfslagen zu ermitteln und darauf zugeschnittene Angebote im 

Sinne von Case Management im Umfeld der Rehabilitand(inn)en zu erschließen. Dies gilt vor 

allem dort, wo Bildungsträger in großen Einzugsbereichen agieren müssen: Nicht selten 

wohnen Auszubildende 60 bis 70 km entfernt und könnten deshalb nur mit einem zeit- und 
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kostenintensiven Aufwand durch eigenes Personal der Bildungsträger wohnortnah betreut 

werden, der sich aus ökonomischen Gründen auf Dauer kaum aufrechterhalten ließe. Aus 

diesen Gründen findet die Förderung nicht nur im Rahmen von traditionellen Komm- und 

Bringstrukturen am Sitz des Bildungsträgers statt, sondern auch in eigens eingerichteten 

Zweig- bzw. Außenstellen in Wohnort-, Betriebs- oder Berufsschulnähe der Adressat(inn)en. 

Zudem wird die unmittelbare Betreuung der Rehabilitand(inn)en gelegentlich an Ausbil-

der(innen), Berufsschullehrer(innen) und Honorarkräfte vor Ort delegiert. 

Im Rahmen des Modellprojekts REGINE beendeten mehr als die Hälfte (55%) der lernbe-

hinderten Teilnehmer(innen) des ersten einbezogenen Jahrganges die Ausbildung erfolg-

reich. 87% der Jugendlichen, die an der Abschluss- bzw. Wiederholungsprüfung teilnahmen, 

erreichten den Ausbildungsabschluss. Von ihnen wurden zwei Fünftel im Ausbildungsbetrieb 

weiterbeschäftigt; insgesamt ist mehr als die Hälfte ausbildungsadäquat tätig (vgl. Faßmann 

et al. 2004: 229ff). Über die Nachhaltigkeit der Ausbildungserfolge liegen bisher keine Er-

gebnisse vor. 

Ein Kostenvergleich zwischen Teilhabeleistungen unterschiedlicher Lernorte zeigte, daß 

unter Berücksichtigung aller anfallenden Kosten (einschließlich der Ausbildungszuschüsse 

für den Ausbildungsbetrieb sowie der Berufsausbildungsbeihilfe) eine „Betriebliche Be-

rufsausbildung mit reha-spezifischer Förderung durch einen Bildungsträger“ wesentlich kos-

tengünstiger ist als eine berufliche Erstausbildung in einer außerbetrieblichen Rehabilitati-

onseinrichtung: So ist für eine Ausbildung am neuen Lernort lediglich ein Drittel der Mittel 

aufzubringen, die bei stationärer Ausbildung in einem Berufsbildungswerk anfallen. Im Ver-

gleich zu einer ambulanten Ausbildung in einem BBW ist der neue Lernort etwa um die Hälf-

te günstiger. Verglichen mit einer ambulanten Leistungserbringung in einer Sonstigen Reha-

bilitationseinrichtung fallen nur etwa zwei Drittel der Kosten an, die dort aufzubringen wären 

(vgl. Faßmann et al. 2004, 291ff). 

Allerdings sind Vergleiche mit anderen Lernorten problematisch, werden dort doch – eine 

sorgfältige Teilnehmer(innen)auswahl vorausgesetzt – Adressat(inn)engruppen mit ganz 

anders geartetem Unterstützungsbedarf gefördert. Insofern lässt sich aus solchen Kosten-

vergleichen ohne genaue Prüfung der betreffenden Klientel keineswegs unbesehen ableiten, 

nunmehr andere kostspieligere Lernorte durch die neue Teilhabeleistung ersetzen zu können 

(vgl. Faßmann et al. 2005: 112).  
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3.3 Benachbarte Konzepte zur Förderung wohnortnaher betrieblicher 
 Ausbildung 

Die Personengruppen „Jugendliche“ und „Erwachsene“ sind kaum eindeutig abgrenzbar. 

(vgl. Faßmann et al. 2004, 62f). Zudem sind die Übergänge der Teilnehmer(innen)gruppen in 

Berufsförderungseinrichtungen, wie Berufsbildungs- und Berufsförderungswerken usw., in 

den letzten Jahren fließend geworden, werden doch verschiedentlich Angebote (z.B. für Per-

sonen mit bestimmten Behinderungen, Frauen) vorgehalten, die sich auch an Adres-

sat(inn)en richten, die älter bzw. jünger als die „klassische“ Klientel der jeweiligen Einrich-

tungsart sind. Vor diesem Hintergrund soll an dieser Stelle kurz auf Möglichkeiten wohnort-

naher Ausbildungskonzepte hingewiesen werden, die erfolgreich erprobt wurden und teilwei-

se zum Standardangebot geworden sind. 

 

3.3.1 Innerbetriebliche Rehabilitation durch Umschulung (IRU) 

Die „Innerbetriebliche Rehabilitation durch Umschulung (IRU)“ ist das Pendant zur „Be-

trieblichen Ausbildung und reha-spezifische Förderung durch einen Bildungsträger“. Sie rich-

tet sich allerdings an Personen, die bereits mehrjährig beruflich tätig waren oder schon über 

eine abgeschlossene Berufsausbildung verfügen, jedoch ihren bisherigen Beruf aufgrund 

gesundheitlicher Einschränkungen nicht mehr ausüben können.  

Nachdem sich die Teilnehmer(innen) für einen ihrer Eignung, ihren gesundheitlichen Vor-

aussetzungen und ihrer Neigung entsprechenden Beruf entschieden haben, findet die zwei-

jährige Umschulung in einem wohnortnah gelegenen Betrieb statt. Die Rehabilitand(inn)en 

werden zuvor im Rahmen einer ca. 12wöchigen Einführungsphase (Rehabilitationsvorberei-

tungslehrgang) mit fachtheoretischem und fachübergreifendem Unterricht auf die Ausbildung 

vorbereitet und dann ausbildungsbegleitend von einem Bildungsträger gefördert. Dieser hilft 

mit bei der Gewinnung von Ausbildungsbetrieben, erteilt Stütz- und Förderunterricht, berät 

die Umschüler(innen) und die Betriebe in organisatorischen, persönlichen und beruflichen 

Fragen und arbeitet mit den zuständigen Stellen, wie Kammern und Berufsschulen zusam-

men. So weit erforderlich, organisiert er auch wohnortnah erforderliche medizinische Rehabi-

litationsleistungen. 
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Die Finanzierung der Maßnahmen (Teilnahmekosten, Übergangsgeld, Fahrtkosten usw.) 

erfolgt durch die zuständigen Rehabilitationsträger, wie Arbeitsagenturen, Rentenversiche-

rungsträger, Berufsgenossenschaften usw.. 

 

3.3.2 Wohnortnahe berufliche Rehabilitation von Frauen 

Empirische Erhebungen belegen, daß Frauen mit Behinderungen mit spezifischen Prob-

lemen belastet sind, die sich zu den generell am Arbeitsmarkt bestehenden Ungleichheiten 

zwischen Männern und Frauen nachteilig auf ihre berufliche und soziale Integration auswir-

ken. So waren von den rund 565 Tsd. Rehabilitand(inn)en, die im Juli 2001 an einer Berufs-

förderungsmaßnahme der Bundesanstalt für Arbeit teilnahmen, lediglich 36 % Frauen. Es 

wird angenommen, daß gesellschaftliche Bedingungen und Erwartungen, die weitgehend 

von traditionellen Rollenzuschreibungen geprägt sind, einer auf Unabhängigkeit gerichteten 

Lebensplanung von Frauen entgegenstehen, die Berufsplanung, Partnerschaft und Familie 

einbezieht. Deshalb ist die Möglichkeit von Frauen mit Behinderungen nicht nur zur berufli-

chen Ausbildung und Berufstätigkeit, sondern auch zur Inanspruchnahme von medizinischen 

Rehabilitationsleistungen und Leistungen zu Teilhabe am Arbeitsleben häufig abhängig von 

der Bereitstellung spezifischer Unterstützungsleistungen im Vorfeld und sozialen Umfeld, 

z.B. durch Schule, Eltern, Angehörige (siehe dazu und zum folgenden: Bundesanstalt für 

Arbeit 2001, 379ff).  

Vor diesem Hintergrund werden insbesondere in der Phase der Berufsorientierung, Be-

rufsberatung und Ausbildungsvermittlung zielgruppenspezifische Beratungs-, Medien- und 

Unterstützungsangebote für Mädchen und junge Frauen als notwendig erachtet, die das Be-

rufswahlspektrum erweitern und die Motivation zur Aufnahme einer Ausbildung erhöhen (vgl. 

Granato 2003). 

Damit Frauen mit Behinderungen gleichberechtigt Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-

ben (zur Erst- und Wiedereingliederung) in Anspruch nehmen können, ist eine verstärkte 

frauenspezifische Ausrichtung der Maßnahmen erforderlich, die ihre besonderen Bedürfnisse 

berücksichtigt (vgl. Bieritz-Harder 2001, 16f). Dazu gehören insbesondere 

 Angebot an Kinderbetreuungsplätzen bei Maßnahmen in Reha-Einrichtungen, 

 Wahlmöglichkeit bei Teilhabeleistungen, die die persönliche Lebenssituation berück-

sichtigen, 

 frauenspezifische Angebote, ggf. von Frauen durchgeführt, 

 Qualifizierungsmaßnahmen in Teilzeitform, 
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 wohnortnahe Maßnahmen in Reha-Einrichtungen in Kooperation mit Betrieben, 

 begleitende Angebote wie Familien entlastende Dienste, Arbeitsassistenz, Flexibili-

sierung von Maßnahmen. 

Verschiedentlich wird versucht, diesen Forderungen zu entsprechen, allerdings mit unter-

schiedlichem Erfolg (vgl. Hermes 2001, 20ff): So bieten Reha-Einrichtungen in zunehmen-

dem Maße spezielle Angebote für Frauen (z.B. Appartements für Alleinerziehende mit Kin-

derbetreuung) an; die Nachfrage erwies sich jedoch bisher als gering. Die Möglichkeit einer 

Teilzeitausbildung wurde nicht angenommen und deshalb wieder eingestellt. Wohnortnahe, 

an das oben beschriebene IRU-Konzept angelehnte Ausbildungsgänge (siehe dazu: Busse 

et al. 2001; Niehaus / Kurth-Laatsch / Nolteernsting 2002) bzw. solche ohne Internatsunter-

bringung wurden zwar erfolgreich erprobt, aber ebenfalls nur begrenzt in Anspruch genom-

men. Derzeit finden sich auch im Internet kaum noch Hinweise auf Möglichkeiten, solche 

speziell für Frauen konzipierten Angebote tatsächlich in Anspruch nehmen zu können. 

 

4 Resümee 

Eine wohnortnahe betriebliche Ausbildung ist für Menschen mit Behinderungen immer 

dann anzustreben, wenn diese nicht auf eine ununterbrochene, intensive und dichte Betreu-

ung einer überbetrieblichen Rehabilitationseinrichtung angewiesen sind. Vorteilhaft ist dabei, 

daß die Auszubildenden in ihr soziales Umfeld integriert bleiben und dadurch Abbruchrisiken 

erheblich reduziert werden können. Zudem ist davon auszugehen, daß eine betriebliche 

Ausbildung nach bestandener Abschlussprüfung die Chance zu einer Übernahme durch den 

Arbeitgeber beinhaltet und die Aussichten am Arbeitsmarkt wesentlich erhöht. Schließlich 

konnte nachgewiesen werden, daß die Ausbildung hier wesentlich kostengünstiger ist als in 

Rehabilitationseinrichtungen. 

Allerdings ist der Lernort „betriebliche Ausbildung“ eine Option unter vielen im Rahmen 

eines gestuften Rehabilitationssystems, das Angebote für Personen mit unterschiedlichen 

Bedarfslagen vorsieht. Die Auswahl von Teilhabeleistungen muß sich deshalb immer zu-

nächst nach den Erfordernissen und Interessen der Adressat(inn)en im Einzelfall ausrichten. 

Erst danach sollten Kostenargumente zur Entscheidung herangezogen werden: Die Rehabili-

tand(inn)en sollen die Leistungen erhalten, die ihre Beeinträchtigungen erfordern - nicht 

mehr und nicht weniger. 
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